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24. Jahrgang Herausgegeben vom Bürggermeister der St tadt Tönisvorst Doonnerstag, 14. Junni 2018 Nr. 11 
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Besitzeinwei 

Meerbusch-La 
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ank - Az.: 33-770901 S. 51 

Flurbereini 
Überleitung 

igung Deich M 
gsbestimmung 

Meerbusch-La 
gen zur vorläu 

ank Az.: 33-70 
ufigen Besitze 

0901 
einweisung 

S. 53 

Öffentlichee Zustellung  S. 56 

Öffentlichee Zustellung aan die S. 56 

Nichtamtliicher Teil 

Impressumm und Bestellscchein S. 57 
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Amtlicher TTeil: 

Öffenntliche Bekannntmachung 

Bezirksreggierung Düsseeldorf Mönchengladbach, 28.005.2018 
Flurbereiniggungsbehördee Dienstgebbäude 
-Dezernat 333- 41061 Möönchengladbaach 

Croonsalllee 36 – 40 
Tel.: 02111/475-9803 
FAX: 02111/475-9791 
Email: deezernat33@brrd.nrw.de 

Flurbereiniggung 
Krefeld-Opppum 
Az.: 33 – 7 117 04 

Einlaadung zur Voorstandswahl 

Die Flurbereeinigung Kreffeld-Oppum, TTeile der kre eisfreien Stadtt Krefeld undd Stadt Meerbbusch, Rhein--Kreis Neuss,  wurde 
durch Beschlluss der Bezirrksregierung DDüsseldorf, Fllurbereinigun gsbehörde, voom 06.11.20177 angeordnet und das Flurbbereini­
gungsgebiet festgestellt. 

Zur Wahl dees Vorstandes der Teilnehmmergemeinschaaft der Flurbeereinigung Krefeld-Oppum lädt die Flurbbereinigungsbbehörde 
gemäß § 21 AAbs. 2 Flurberreinigungsgessetz (FlurbG) aalle Teilnehmmer ein am: 

Dienstag, den 26.06.20 18, um 18:00 Uhr 

imm Fischelner Burghof 

Marienstra ße 108 

47807 Kreefeld 

Teilnehmer eeines Flurbereeinigungsverfafahrens sind diie Eigentüme r und Erbbaubberechtigten dder gemäß deem Flurbereiniigungs­
beschluss zumm Flurbereiniigungsgebiet ggehörenden G Grundstücke. 

Die Mitgliedder des Vorstaandes werdenn von den im Wahltermin anwesenden Teilnehmern oder deren BBevollmächtiggten ge­
wählt. Jeder Teilnehmer ooder Bevollmächtigte hatm nnur eine Stimme, gleichgülltig wie viele Besitzstände  er vertritt. GGemein­
schaftliche EEigentümer ge lten als ein Teeilnehmer. Geewählt sind dieejenigen, die ddie meisten Sttimmen erhaltten. 

Die Teilnahmme an diesem Termin ist je dem Eigentümmer oder Erbbbauberechtigteen freigestellt. . Durch die Teeilnahme am Termin 
oder durch VVertreterbestelllung entstehennde Kosten köönnen nicht errstattet werdenn. 

Bevollmächttigte müssen ssich durch schhriftliche Volllmacht im Termin ausweisen. Vollmachhtsvordrucke wwerden auf A nforde­
rung zugesanndt. 

Weitere Infoormationen zuum Flurbereiniigungsverfahrren finden Siee auf der Interrnetseite der BBezirksregieruung Düsseldorrf unter 
www.bezreg-duesseldorf.nnrw.de im Berreich „Planen und Bauen/B odenordnung und Flächenmmanagement“.. 

Im Auftrag 
gezeichnet 

Ralph Mertenn 
Tönisvvorster Amtsblattt  Jhrg. 24/Nr.. 11/S. 50 
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Bezirksregierung Düsseldorf Mönchengladbach, 04.06.2018 
Flurbereinigungsbehörde Dienstgebäude 
-Dezernat 33- 41061 Mönchengladbach 

Croonsallee 36 – 40 
Tel.: 0211/475-9803 
FAX: 0211/475-9791 

Flurbereinigung Deich Meerbusch-Lank 
Az.: 33-70901 

Vorläufige Besitzeinweisung 

In dem Flurbereinigungsverfahren Deich Meerbusch Lank wird hiermit gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) die vor­
läufige Besitzeinweisung angeordnet. 

Die Überleitungsbestimmungen vom 04.06.2018 sind Bestandteil dieses Verwaltungsaktes. 

1. Diese vorläufige Besitzeinweisung wird mit dem 01.08.2018 wirksam (Stichtag der Wertgleichheit gemäß § 44 Abs. 1 
Satz 4 FlurbG). Abweichend von diesem allgemeinen Stichtag gehen zu den in den Überleitungsbestimmungen bestimmten 
Zeitpunkten der Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die in den Nachweisen zur neuen Feldein­
teilung benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken erlö­
schen zu den in den Überleitungsbestimmungen angegebenen Zeitpunkten. Dann müssen anstelle der alten Grundstücke die 
neuen Grundstücke in Bewirtschaftung genommen werden. 

Sonstige Rechtsverhältnisse, insbesondere Eigentumsrechte, bleiben unverändert. 

2.	 Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen, die Überleitungsbestimmungen und die Karte der neuen Feldeinteilung 
liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten vom 02.07.2018 bis zum 15.07.2018 aus bei: 

 der Stadt Meerbusch, Technisches Rathaus Lank-Latum, Wittenberger Straße 21, 40668 Meerbusch, Abteilung 4, 
Zimmer 15, von montags bis freitags zu den üblichen Geschäftszeiten, 

 der Stadtverwaltung Krefeld, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 203, von montags bis freitags zu den übli­
chen Geschäftszeiten, 

 der Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 33, Croonsallee 36 – 40, 41061 Mönchen-gladbach, Zimmer 302 (Herr 
Witzke) montags bis freitags zu den üblichen Geschäftszeiten (Terminabsprache wird empfohlen). 

Den Beteiligten wird auf Antrag an Ort und Stelle die neue Feldeinteilung erläutert. Der Antrag ist an die Flurbereini­
gungsbehörde zu richten. 

Den Teilnehmern wurden vorab ein Entwurf dieser vorläufigen Besitzeinweisung sowie der Überleitungsbestimmun­
gen, eine Übersicht über die Grundstücke, in deren Besitz eingewiesen wird sowie ein Kartenauszug mit der neuen 
Feldeinteilung übersandt. 

3.	 Pachtverhältnisse und sonstige Besitzrechte gehen auf die neuen Grundstücke über. Innerhalb einer Frist von drei 
Monaten können bei der Flurbereinigungsbehörde folgende Festsetzungen beantragt werden: 

3.1	 Angemessene Verzinsung einer eventuell vom Eigentümer zu leistenden Ausgleichszahlung für eine dem Nießbrauch 
unterliegende Mehrzuteilung durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 2 FlurbG). 

3.2	 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleiche infolge eines eventuellen  Wertunterschie­
des zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 FlurbG) 

3.3 	 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der Bewirtschaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 
70 Abs. 2 FlurbG). 

Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können von beiden Vertragspartnern, der Antrag zu 3.3 kann
 
nur vom Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). Die Frist beginnt mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieses Ver­
waltungsaktes. 


Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen der §§ 34 und 85 Ziffern 5 und 6 FlurbG
 
auch nach Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes wirksam bleiben.
 

Gründe 

Die Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung mit Überleitungsbestimmungen liegen vor, da die Gren­
zen der neuen Grundstücke in die Örtlichkeit übertragen worden sind, endgültige Nachweise für Fläche und Wert der neuen 
Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht. Die neue 
Feldeinteilung wurde den Beteiligten bereits in einem Offenlagetermin bekanntgegeben und auf Antrag an Ort und Stelle er­
läutert. 
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Die tatsächliiche Überleituung in den neeuen Zustand wird durch ÜÜberleitungsb estimmungen n geregelt (§ 665 Abs. 2 FluurbG in 
Verbindung mmit § 62 Abs.  2 und 3 FlurbbG). 

Die nachteiliigen Einwirkuungen durch ddie Deichsani ierung (zweiteer Bauabschniitt) sollen baldldmöglich besseitigt werdenn. Es ist 
den Beteiligtten daher nichht zumutbar, den Besitzwechhsel erst mit dder Ausführunng des Flurber reinigungsplannes vorzunehmmen. 

Die an dem VVerfahren Be teiligten habeen sich darauf eingestellt, ddass sie den Besitz an ihren n neu zugeteiltten Grundstüccken im 
Sommer 201 18 antreten köönnen. Nach AAbwägung alleer hier erheblichen Umstännde entspricht t es daher pfliichtgemäßem Ermes­
sen, die vorlääufige Besitzeeinweisung zuu erlassen. 

Reechtsbehelfsbbelehrung 

Gegen diesenn Verwaltunggsakt kann innerhalb einess Monats nachh Bekanntgabbe (öffentlichee Bekanntma chung) Widerrspruch 
erhoben werdden. Der Widderspruch ist bbei der Bezirkssregierung Düüsseldorf, Die nstgebäude MMönchengladbach, Croonsalllee 36­
40, 41061 MMönchengladbaach, schriftlichh oder zur Nieederschrift zu erheben. 
Der Widersppruch kann au ch durch Übeermittlung einees elektroniscchen Dokumennts mit qualififizierter elektrronischer Signnatur an 
die elektronnische Poststeelle der Bezzirksregierungg Düsseldorf erhoben werden. Die EE-Mail-Adressse lautet: ppoststel­
le@brd.sec.nnrw.de. 
Der Widersppruch kann aucch durch De-MMail in der Seendevariante mmit bestätigter  sicherer Anmmeldung nach dem de-Mail--Gesetz 
erhoben werdden. Die De-MMail-Adresse lautet: poststeelle@brd-nrw..de-mail.de. 
Hinweis: 
Weitere Hinwweise zur Widderspruchserh ebung in elekttronischer Forrm finden Sie auf der Homeepage der Bezzirksregierungg Düs­
seldorf (wwww.brd.nrw.de) unter „Kontaakt“.“ 

Anordnunng der soforttigen Vollziehhung 

Gem. § 80 AAbs. 2 Nr. 4 deer Verwaltungsgerichtsordnnung (VwGO) wird die sofoortige Vollziehhung dieses VVerwaltungsakktes 
angeordnet mmit der Folge, dass Rechtsbeehelfe gegen iihn keine aufsschiebende Wirkung haben.. 

Grünnde für die AAnordnung deer sofortigen Vollziehung 

Der Erlass dder vorläufigenn Besitzeinweeisung liegt imm öffentlichenn Interesse unnd im überwieegenden Interresse der Beteeiligten. 
Insbesonderee liegt es im ööffentlichen Innteresse, dass eine zügige AAbwicklung ddes Flurbereinnigungsverfahrrens erreicht uund die 
ordnungsgemmäße Bewirtscchaftung der llandwirtschafttlichen Flächeen sichergesteellt wird. Der tatsächliche Besitzüberganng lässt 
sich durch ddie ineinanderrgreifenden BBesitzregelunggen des Flurbbereinigungspplanes nur fürr alle Beteiliggten des Verrfahrens 
gleichzeitig vvollziehen. Diiese allgemeinnen Vollzugsiinteressen übeerwiegen das IInteresse der BBeteiligten ann der aufschieebenden 
Wirkung derr von ihnen erhhobenen Rechhtsbehelfe. 

RRechtsbehelfshhinweis zur ssofortigen Vollziehung 

Gegen die Annordnung der sofortigen Voollziehung kannn die Wiederrherstellung der aufschiebennden Wirkungg gemäß § 80 Abs. 5 
VwGO beanttragt werden bbei dem Obervverwaltungs-ggericht für dass Land Nordrhhein-Westfalenn –IX. Senat ((Flurbereiniguungsge­
richt)-, Aegiddiikirchplatz 55, 48143 Münnster. 

Nachrichtlichher Hinweis zzu Dauergrünl and: 
Bewirtschaftter von Dauerrgrünland im Sinne der Daauergrünlandeerhaltungsveroordnung NRWW werden auf das Umbruchhverbot 
hingewiesen.. Ein ungenehhmigter Umbrruch von Dau uergrünland inn den durch diie vorläufige BBesitzeinweissung zugeteiltten Flä­
chen kann zuu Sanktionen aaufgrund Versstößen gegen CCross-Compliiance-Auflageen führen. Sollllte im Einzelffall ein Umbruuch von 
Dauergrünlannd erforderlicch sein, ist im Vorfeld des Umbruchs einne Klärung mmit der EG-Zahhlstelle und dder Flurbereiniigungs­
behörde herbbeizuführen. 

Im Auftrag 

LS gez. 

Ralph Mertenn 

Tönisvvorster Amtsblattt  Jhrg. 24/Nr.. 11/S. 51 
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Bezirksregierung Düsseldorf Mönchengladbach, 04.06.2018 
Flurbereinigungsbehörde Dienstgebäude 
-Dezernat 33- 41061 Mönchengladbach 

Croonsallee 36 – 40 
Tel.: 0211/475-9803 
FAX: 0211/475-9791 

Flurbereinigung Deich Meerbusch-Lank 
Az.: 33-70901 

Überleitungsbestimmungen 

zur vorläufigen Besitzeinweisung 


Die Bezirksregierung Düsseldorf erlässt hiermit als Flurbereinigungsbehörde, nach Anhörung des Vorstandes der Teilnehmer­
gemeinschaft, die nachstehenden Überleitungsbestimmungen für das Flurbereinigungsverfahren Deich Meerbusch-Lank. Sie 
regeln gemäß § 62 Abs. 2 und § 66 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG), die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand,
namentlich den Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der Nutzung der neuen Grundstücke. 

Die Überleitungsbestimmungen sind Bestandteil der vorläufigen Besitzeinweisung vom 04.06.2018 (§ 65 FlurbG) und treten 
zeitgleich in Kraft. 

1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1 	 Diese Überleitungsbestimmungen gelten für alle am Flurbereinigungsverfahren Beteiligten. 

1.2	 Nach Aberntung der aufstehenden Früchte, spätestens mit den in nachstehender Tabelle genannten Termi­
nen, gehen der Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf den in den Nachwei­
sen zur neuen Feldeinteilung benannten Empfänger über. Die Aberntung und Räumung der bisherigen alten 
Grundstücke müssen entsprechend der Nutzungs- bzw. Fruchtart bis zum jeweiligen Termin des Nutzungs­
übergangs beendet sein. Die Räumung bedeutet die völlige Freimachung des Grundstücks für die Bewirt­
schaftung durch den Nachfolger. Häckselstroh gilt als Aberntung. 

Beteiligte, die diese Vorschrift nicht beachten, haben keinen Anspruch auf Entschädigung, wenn die 
Grundstücke nach diesen Bestimmungen auf den Empfänger der Abfindungsflurstücke übergehen. Darüber 
hinaus ist der Empfänger der Abfindung nach Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, noch 
aufstehende oder lagernde Früchte, Materialien sowie Zäune und andere versetzbare Anlagen auf Kosten 
und Gefahr des bisherigen Eigentümers zu entfernen. 

Aufstehende Früchte 
bzw. Nutzungsart 

Spätester Zeitpunkt 
der Räumung 

Wintergerste 15.08.2018 

Grünfutter nach Getreide 20.11.2018 

Zwischenfrüchte oder Untersaaten (als GAP-Greening-Maßnahme nach Ge­
treide und Mais) 

15.02.2019 

Winterweizen, Roggen, Sommergetreide, Raps 20.09.2018 

Kartoffeln 15.11.2018 

Klee, Luzerne, Raigras 02.11.2018 

Futterrüben 15.11.2018 

Zuckerrüben 
Rübenblatt kann als Gründünger auf der Altfläche entschädigungslos verblei­
ben. Blattschwaden sind abzuräumen. 

31.12.2018 

Zuckerrübenmieten 15.02.2019 

Mais 15.12.2018 
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Rosenkohl 28.02.2019 

Weißkohl, Rotkohl 31.12.2018 

Wirsing, Grünkohl, Porree 31.01.2019 

Blumenkohl, Spinat 01.12.2018 

Möhren (einschl. Mieten) 15.02.2019 

Dauergrünland und Feldgras 31.12.2018 

Gebäudeflächen nach besonderer Festset­
zung durch die Flurberei­
nigungsbehörde 

Obstbäume und Beerensträucher siehe Ziffer 4 

Wald siehe Ziffer 5 

Wege, Gräben siehe Ziffer 6 

Stilllegungsflächen  31.12.2018 
Ab dem 31.08.2018 ist die 

Einsaat der Folgefrucht 
unter Beachtung der EU­
Förder-regelungen mög­

lich. 

Sonderkulturen, z.B. Baumschulen, Spargel, Erdbeeren, Rosen im Bedarfsfall auf Antrag 
besondere Regelung 
durch die Flurbereini­
gungsbehörde 

Vorstehend nicht aufgeführte Früchte oder Flächen 30.11.2018 

1.3 	 Abweichende Vereinbarungen hinsichtlich des Zeitpunktes des Besitzüberganges können unter den Betei­
ligten getroffen werden, wenn Rechte Dritter durch diese Vereinbarungen nicht berührt werden. Sie bedür­
fen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde. 

1.4 	 Auf die bereits öffentlich bekanntgemachten und weiter geltenden Einschränkungen des § 34 FlurbG (Ver­
änderungssperre) wird ausdrücklich hingewiesen. 

2. Alte Anlagen 

2.1	 Versetzbare Anlagen (z.B. Vieh- und Geräteschuppen, Weidezäune, Pumpanlagen u.a.) müssen bis zum 
31.12.2018 von dem bisherigen Eigentümer der alten Grundstücke entfernt werden. Die Entfernung muss 
vollständig erfolgen. Nach diesem Zeitpunkt gehen die nicht entfernten Anlagen entschädigungslos auf den 
Empfänger der neuen Grundstücke über, sofern die betroffenen Beteiligten nicht etwas anderes vereinbart 
haben. 

2.2	 Nicht versetzbare Anlagen (z.B. Mauern, Scheunen, massive Viehtränken u.s.w.) gehen, soweit zwischen 
den betroffenen Beteiligten nichts anderes vereinbart wurde, mit dem Besitzübergang der Grundstücke auf 
den Abfindungsempfänger über und sind von diesem zu übernehmen. 
Kann zwischen den Beteiligten keine Einigung über die Frage einer eventuellen Entschädigung erzielt 
werden, wird diese auf besonderen Antrag von der Flurbereinigungsbehörde – erforderlichenfalls nach 
Anhörung eines Sachverständigen – entschieden. Entsprechende Anträge sind bis zum 31.12.2018 schrift­
lich bei der Flurbereinigungsbehörde zu stellen. 

2.3	 Alte Mieten (z.B. Strohmieten, Futterrübenmieten und Silagemieten) müssen bis zum 30.11.2018 geräumt 
sein und die entsprechenden Grundstücksteile in ordnungsgemäßem Zustand an den Besitzer der Landab­
findung übergeben werden. Mieten die unter Ziffer 1.2 genannt wurden, gehen zu dem dort genannten Zeit­
punkt über. 
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2.4	 Der Empfänger der Abfindung ist nach Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, eine eventuell 
notwendige Räumung auf Kosten des bisherigen Eigentümers durchzuführen. 

3. Neue Anlagen 

3.1	 Mieten, Weideschuppen, Tränkanlagen, Einfriedungen sowie sonstige Anlagen dürfen nur auf den neuen 
Flurstücken angelegt werden. 

3.2	 Bei der Errichtung solcher Anlagen sowie bei der Anpflanzung von Hecken, Bäumen und Sträuchern sind 
die Bestimmungen des Nachbarrechtsgesetzes (NachbG NW) in der derzeit gültigen Fassung zu beachten. 

Beteiligte können Abweichendes vereinbaren, soweit diese Vereinbarungen nicht gegen andere Vorschrif­
ten verstoßen. Diese Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Flurbereini­
gungsbehörde (§ 34 FlurbG). 

4. Obstbäume und Beerensträucher 

4.1	 Die im Flurbereinigungsgebiet vorhandenen Obst- und Beerensträucher wechseln nicht den Besitzer. 

5. Holzbestände 

5.1	 Einzeln stehende Bäume, Baumgruppen, Gehölze Sträucher und Hecken außerhalb geschlossener Waldge­
biete gehen mit dem Besitzübergang der Grundstücke, auf denen sie stehen, auf den Empfänger der Land­
abfindung über und müssen von diesem übernommen werden. 

5.2	 Bis zu dem Tag, an dem der Besitz an dem Grundstück übergeht, darf der bisherige Eigentümer die Hol­
zentnahme im Rahmen der ortsüblichen Nutzung vornehmen. Die gänzliche Entfernung bedarf der Zu­
stimmung der Flurbereinigungsbehörde; in diesem Fall ist der Alteigentümer verpflichtet, die Wurzelstö­
cke zu beseitigen und den Boden einzuebnen. Diese Räumungsarbeiten müssen bis zum Tag des Besitz­
übergangs abgeschlossen sein. 

5.3	 Alle vom Landschafts- oder Naturschutz betroffenen Gehölze dürfen nicht ohne ausdrückliche Zustim­
mung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. Auf die Vorschriften des Gesetz zum Schutz der Na­
tur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW) in der derzeit gültigen Fassung 
wird hingewiesen. 

5.4	 Bei Zuwiderhandlungen muss die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen; sie kann anord­
nen, dass die Ersatzpflanzungen am alten Standort vorgenommen werden müssen (§ 34 FlurbG). 

6. Grenzmarken 

Hinsichtlich der alten und neuen Grenzvermarkung wird darauf hingewiesen, dass bei den Vermessungsarbeiten die neuen 
Grenzen zunächst durch Markierungspfähle kenntlich gemacht wurden. Es kann keine Gewähr dafür übernommen werden, 
dass diese Pfähle zum Zeitpunkt des Besitzübergangs noch vorhanden bzw. zu erkennen sind. Die Abmarkung mittels Grenz­
steinen erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt. 

Es liegt im Interesse jedes Beteiligten, Sorgfalt walten zu lassen, um Beschädigungen an Acker- und Erntegeräten zu vermei­
den. Für Schäden an landwirtschaftlichen Geräten haftet grundsätzlich weder die Teilnehmergemeinschaft noch die Flurberei­
nigungsbehörde, es sei denn, dass diese Schäden unvermeidbar waren. Entsprechendes gilt für die alten Grenzsteine. Alt- und 
Neueigentümern wird empfohlen, sich gegenseitig über die Lage der alten Grenzsteine zu unterrichten. 

Die Beteiligten sind darüber hinaus verpflichtet, bei der Bewirtschaftung der Abfindungsflurstücke sorgfältig darauf zu achten, 
dass Grenzmarken nicht beschädigt oder in ihrer Lage verändert werden. Vorsätzlich oder grob fahrlässig entfernte oder be­
schädigte Grenzmarken müssen auf Kosten des Verursachers neu gesetzt werden. 
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7. Änderuungen/Ergänzzungen der vvorgenanntenn Bestimmunggen 

Die Flurbereeinigungsbehöörde kann diesse Überleitunggsbestimmunggen allgemeinn oder im Einnzelfall ändernn oder ergänz en. Die 
Änderungen oder Ergänzuungen werden den betroffennen Teilnehmeern bekanntge geben. 

8. Zwangsmittel und GGeldbußen 

Die Flurbere einigungsbehöörde kann diese Überleitunggsbestimmunggen mit Zwanggsmitteln durcchsetzen (§ 1337 FlurbG in VVerbin­
dung mit demm Verwaltunggsvollstreckungsgesetz). 

Im Übrigen wwird auf die BBestimmungeen des § 154 FFlurbG hingewwiesen, wonaach Zuwiderhaandlungen ge gen die Vorscchriften 
des § 34 Abss. 1 Nrn. 2 unnd 3 oder des § 85 Nr. 5 F lurbG (Verännderungssperreen) als Ordnunungswidrigkeitt mit einer Geeldbuße 
geahndet werrden können. Gegenstände,, auf die sich ddie Ordnungswwidrigkeit bezzieht, können eingezogen wwerden. 

Im Auftrag 

gez. 

Ralph Mertenn 

Tönisvvorster Amtsblattt  Jhrg. 24/Nr.. 11/S. 53 

Öffentliche ZZustellung 

Gemäß §§ 1 und 10 des VVerwaltungszuustellungsgeseetzes für das LLand NW (Laandeszustellunngsgesetz - LZZG -) vom 077. März 
2006 (GV NRRW S. 94) in der z.Zt. gültiigen Fassung,  wird die an 


 
gerichtette 


Verfügung vvom 28.05.20118,  Aktenzeichen VIB 7966, öffentlich zzugestellt, da die derzeitigee Anschrift niicht ermittelt werden 
kann. 

Die Verfüguung kann währrend der allgeemeinen Sprecchzeiten bei dder Abteilung 3 – Stadtkassse-, Hospitalsstraße 15, 479918 Tö­
nisvorst, Zimmmer 105 von dem Empfängger eingesehe en und in Emppfang genommmen werden. 

Sie gilt zwei Wochen nachh Veröffentlic hung im Amt sblatt der Staddt Tönisvorst als zugestellt. . 

Stadt Tönisv orst 
Der Bürgermmeister 
Im Auftrag: 
gez. Bongarttz 

Tönisvvorster Amtsblattt  Jhrg. 24/Nr.. 11/S. 56 

Öffentlichee Zustellung 

Gemäß §§ 1 und 10 des VVerwaltungszuustellungsgeseetzes für das LLand NW (Laandeszustellunngsgesetz - LZZG -) vom 077. März 
2006 (GV NRRW S. 94) in der z.Zt. gültiigen Fassung,  wird die an: 

 


gerichtete Veerfügung vomm 13.04.2018 zum Aktenze eichen VIB 27709 öffentlich  zugestellt, daa die aktuelle  Anschrift de s Emp­
fängers nichtt ermittelt werrden kann. 

Die Verfügunu rend der allgeemeinen Sprecchzeiten bei dder Stadtkasse aße 15, 47918 Tönisvorst, ZZimmer ng kann währ , Hospitalstra 
107 von demm Empfänger eeingesehen und in Empfann gg genommen wwerden. 

Sie gilt zwei Wochen nachh Veröffentlic hung im Amt sblatt der Staddt Tönisvorst als zugestellt. . 

Stadt Tönisv orst 
Der Bürgermmeister 
Im Auftrag: 
gez. Bongarttz 
Kassenverwaalterin 

Tönisvvorster Amtsblattt  Jhrg. 24/Nr.. 11/S. 56 
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Nichtamtlicher Teil: 

Wichtiger Hinweis für Abonnenten: Das Amtsblatt kann als 
kostenlose Newsletter bestellt werden. Dafür auf die städti­
sche Internetseite www.toenisvorst.de gehen. Unter dem 
Punkt Aktuelles (in der oberen Menüleiste), die Seite 
Newsletter (Menüspalte links) anklicken. Hier trägt man dann 
seine eMailadresse ein und wählt die gewünschten Meldun­
gen aus. Zudem liegt das Amtsblatt für Selbstabholer kosten­
los zur Mitnahme in den Verwaltungsgebäuden aus (Auslege­
stellen siehe rechte Spalte). Darüber hinaus kann das Amts­
blatt per Post nach Hause geschickt werden. Die Kostenpau­
schale für das Jahresabonnement liegt bei 38,50 Euro pro 
Jahr. 



An den 
Bürgermeister 
Pressestelle 
Bahnstraße 15 
47918  Tönisvorst 

Impressum : 

Herausgeber: 
Stadt Tönisvorst, 

Der Bürgermeister 
Bahnstraße 15 
47918 Tönisvorst 
Tel.: 02151/999-174 
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Monatlich und zusätzlich bei Bedarf 
Auflage: 200 Exemplare  
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St. Tönis 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Bahnstr. 15 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Hospitalstr. 15 
Stadtbücherei im Rathaus St. Tönis, Hochstr. 20a 
NEW AG, Ringstraße1/Eingang Krefelder Str. 8 
Geschäftsstelle der Sparkasse Krefeld in St. Tönis, Ringstr. 1 
Volksbank Krefeld e.G., St. Tönis, Rathausplatz 7 
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